Gesetz- und Verordnungsblatt

flr das Land Brandenburg

Teil 11 - Verordnungen

27. Jahrgang Potsdam, den 14. November 2016 Nummer 60

Verordnung Uber Vorlagen und Nachweise in bauaufsichtlichen Verfahren
im Land Brandenburg
(Brandenburgische Bauvorlagenverordnung — BbgBauVorlV)

Vom 7. November 2016

Auf Grund des § 66 Absatz 1 Satz 1, des § 86 Absatz 2 Satz 4 Nummer 3 und Absatz 3 der Brandenburgischen Bau-
ordnung vom 19. Mai 2016 (GVBI. | Nr. 14) verordnet die Ministerin fir Infrastruktur und Landesplanung:

Inhaltstibersicht

Abschnitt 1
Allgemeines
§1 Begriff, Beschaffenheit
82 Einreichung des Antrages oder der Anzeige
Abschnitt 2

Vorzulegende Bauvorlagen

§3 Bauliche Anlagen
§4 Werbeanlagen
85 Vorbescheid

86 Beseitigung von Anlagen
Abschnitt 3
Inhalt der Bauvorlagen
87 Auszug aus der Liegenschaftskarte, Lageplan
§8 Bauzeichnungen
89 Baubeschreibung, Betriebsbeschreibung
§10 Standsicherheitsnachweis
8§11 Brandschutznachweis

§12 Nachweise fiir Schall-, Erschiitterungsschutz sowie fiir Energieeinsparung
§13 Ubereinstimmungsgebot

Abschnitt 4
Bauzustandsanzeigen

8§14 Baubeginnsanzeige
§15 Anzeige der beabsichtigten Nutzungsaufnahme



Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land Brandenburg Teil 11 - Nr. 60 vom 14. November 2016

Abschnitt 5
Aufbewahrungspflicht

§16 Aufbewahrungspflicht

Abschnitt 6
Prifung bautechnischer Nachweise

§17 Prifverzicht
8§18 Prufung bautechnischer Nachweise, Bauuberwachung

Abschnitt 7
Schlussbestimmungen

§19 Inkrafttreten, AuRRerkrafttreten

Anlage 1  Zeichen und Farben fiir Bauvorlagen
Anlage 2 Kriterienkatalog
Anlage 3  Besondere Bauvorlagen

Abschnitt 1

Allgemeines

§1
Begriff, Beschaffenheit

(1) Bauvorlagen sind die einzureichenden Unterlagen, die fir die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbei-
tung eines Antrages oder einer Anzeige in den Verfahren nach der Brandenburgischen Bauordnung sowie fiir die
Anzeige der beabsichtigten Beseitigung gemaR § 6 erforderlich sind. Zu den Bauvorlagen z&hlen auch die besonderen
Bauvorlagen fir eingeschlossene Entscheidungen gemalt Anlage 3. Bautechnische Nachweise nach den §8 10 und 11
sowie die Nachweise flr die Energieeinsparung nach § 12 gelten auch dann als Bauvorlagen, wenn sie der Bauauf-
sichtsbehdrde nicht vorzulegen sind.

(2) Bauvorlagen missen aus alterungshestandigem Papier oder gleichwertigem Material lichtbestandig hergestellt
sein und dem Format DIN A4 entsprechen oder auf diese Grole gefaltet sein.

(3) Hat die oberste Bauaufsichtsbehtrde Vordrucke verdffentlicht, sind diese zu verwenden.

(4) Die Bauaufsichtsbehtrde darf ein Modell oder weitere Nachweise verlangen, wenn dies zur Beurteilung des
Bauvorhabens erforderlich ist.

(5) Die Bauaufsichtsbehorde soll auf Bauvorlagen verzichten, wenn diese zur Beurteilung des Bauvorhabens nicht
erforderlich sind.

(6) Lage- oder Hohenangaben sind im geodéatischen Bezugssystem des amtlichen VVermessungswesens anzugeben.

§2
Einreichung des Antrages oder der Anzeige

(1) Der Antrag oder die Anzeige ist schriftlich bei der zustdndigen Bauaufsichtsbehdrde einzureichen. § 1 Absatz 1
Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land Brandenburg in Verbindung mit 8 3a des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes bleibt unberihrt.

(2) Der Antrag oder die Anzeige ist mit den erforderlichen Bauvorlagen in dreifacher Ausfertigung bei der zustan-
digen Bauaufsichtsbehdrde einzureichen. Die Bauaufsichtsbehérde kann weitere Ausfertigungen verlangen, soweit
dies zur gleichzeitigen Beteiligung von Stellen nach § 69 Absatz 3 der Brandenburgischen Bauordnung erforderlich
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ist. Der Antrag oder die Anzeige muss von der Bauherrin oder dem Bauherrn unterschrieben sein. Ist die Bauherrin
oder der Bauherr nicht Grundstiickseigentiimerin oder Grundstiickseigentiimer, so kann die schriftliche Zustimmung
der Grundstiickseigentiimerin oder des Grundstiickseigentiimers zu dem Bauvorhaben gefordert werden. Die Bauvor-
lagen missen von der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser unterschrieben sein und eine Angabe der
Bauvorlageberechtigung enthalten, soweit diese gemafR § 65 Absatz 1 der Brandenburgischen Bauordnung erforder-
lich ist. Die von Fachplanerinnen oder Fachplanern nach § 54 Absatz 2 der Brandenburgischen Bauordnung bearbei-
teten Unterlagen mussen von diesen unterschrieben sein.

(3) Zusétzlich sind die Bauvorlagen in elektronischer Form im Portable Document Format (PDF oder PDF/A)
vorzulegen. Dateianlagen innerhalb der PDF-Dateien sind unzul&ssig.

(4) Mit dem Antrag auf Priifung der bautechnischen Nachweise durch die Bauaufsichtsbehdrde oder einer Priif-
ingenieurin oder einen Priifingenieur sind die bautechnischen Nachweise in zweifacher Ausfertigung einzureichen.
Bei Einreichung als elektronisches Dokument kann die Bauaufsichtshehtrde oder die Prufingenieurin oder der Pruf-
ingenieur eine § 1 Absatz 2 entsprechende Ausfertigung verlangen.

(5) Ist die amtsfreie Gemeinde oder das Amt als Sonderordnungsbehérde zustandig, so ist der Antrag oder die
Anzeige mit den erforderlichen Bauvorlagen in zweifacher Ausfertigung bei der amtsfreien Gemeinde oder beim Amt
einzureichen.

(6) Antrage auf Erteilung einer Ausfiihrungsgenehmigung fur Fliegende Bauten gemaR § 76 der Brandenbur-
gischen Bauordnung sind bei der Prufstelle fir Fliegende Bauten einzureichen. Dem Antrag sind die Bauvorlagen
beizufligen, die in der Verwaltungsvorschrift tber Ausfiihrungsgenehmigungen fiir Fliegende Bauten und deren
Gebrauchsabnahmen aufgefiihrt sind. Die Prufstelle kann zusétzliche Bauvorlagen verlangen, wenn dies zur Beur-
teilung des Antrages erforderlich ist.

(7) Der Antrag auf Erteilung einer Typenpriifung gemdl § 66 Absatz 4 Satz 3 der Brandenburgischen Bauordnung

ist beim Bautechnischen Priifamt einzureichen. Die vom Bautechnischen Prufamt verdffentlichten Anforderungen
und Hinweise fiir einen Antrag auf Erteilung einer Typenpriifung sind zu beachten.

Abschnitt 2

Vorzulegende Bauvorlagen

83
Bauliche Anlagen

(1) Vorzulegen sind:

1. ein Auszug aus der Liegenschaftskarte,

2. einamtlicher Lageplan gemaR § 7 Absatz 3, soweit erforderlich,

3. ein objektbezogener Lageplan gemal § 7 Absatz 5,

4.  die Bauzeichnungen gemaR § 8,

5. die Baubeschreibung gemaR § 9,

6.  der Nachweis der Standsicherheit gemaR § 10, soweit er bauaufsichtlich geprift wird,

7. der Nachweis des Brandschutzes gem&R § 11, soweit er bauaufsichtlich gepriift wird, oder, im Fall des § 66
Absatz 2 Satz 3 der Brandenburgischen Bauordnung, die Erklarung zum Brandschutznachweis,

8.  die erforderlichen Angaben (ber die gesicherte ErschlieBung hinsichtlich der Versorgung mit Wasser und
Energie sowie der Entsorgung von Schmutz- und Niederschlagswasser und der verkehrsméRigen ErschlieBung,
soweit das Bauvorhaben nicht an eine 6ffentliche Wasser- oder Energieversorgung oder eine dffentliche Ab-
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wasserentsorgungsanlage angeschlossen werden kann oder nicht in ausreichender Breite an einer ¢ffentlichen
Verkehrsflache liegt,

9.  bei Bauvorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der Festsetzungen zum MaR der baulichen Nut-
zung enthélt, eine Berechnung des zuléssigen, des vorhandenen und des geplanten MaRes der baulichen Nut-
zung,

10. bei Gebéauden der Erhebungsbogen fiir die Bautatigkeitsstatistik gemaR Hochbaustatistikgesetz.
(2) Bei gewerblichen Betrieben und Anlagen sowie bei landwirtschaftlichen Betrieben ist dem Bauantrag eine

Betriebsbeschreibung gemal § 9 beizufiigen. Bei Sonderbauten sind dem Bauantrag die zusatzlichen Bauvorlagen
beizufiigen, die durch eine flr den Sonderbau geltende Rechtsverordnung vorgeschrieben sind.

§4
Werbeanlagen

(1) Vorzulegen sind:
1.  ein Auszug aus der Liegenschaftskarte mit Einzeichnung des Standortes,

2. eine Zeichnung gemdaR Absatz 2 und Beschreibung gemaR Absatz 3 oder eine andere geeignete Darstellung der
Werbeanlage, wie ein farbiges Lichtbild oder eine farbige Lichtbildmontage,

3. der Nachweis der Standsicherheit gemaR § 10, soweit er bauaufsichtlich geprift wird, andernfalls die Erklarung
der Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners nach MalRgabe des Kriterienkataloges der Anlage 2.

(2) Die Zeichnung muss die Darstellung der Werbeanlage und ihre Mal3e, auch bezogen auf den Standort und auf
Anlagen, an denen die Werbeanlage angebracht oder in deren Néhe sie aufgestellt werden soll, sowie Angaben (iber
die Farbgestaltung enthalten.

(3) In der Beschreibung sind die Art und die Beschaffenheit der Werbeanlage, sowie, soweit erforderlich, die Ab-
sténde zu 6ffentlichen Verkehrsflachen anzugeben.

85
Vorbescheid

Vorzulegen sind diejenigen Bauvorlagen, die zur Beurteilung der durch den Vorbescheid zu entscheidenden Fragen
des Bauvorhabens erforderlich sind.

86
Beseitigung von Anlagen

(1) Vorhaben zur Beseitigung baulicher Anlagen sind der Bauaufsichtsbehdrde spétestens einen Monat vor Beginn
der Bauarbeiten unter Verwendung des verdffentlichten Vordrucks anzuzeigen. Eine Anzeigepflicht besteht nicht fir
die Beseitigung von

1. baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen und Einrichtungen, deren Errichtung nach § 61 der Brandenbur-
gischen Bauordnung genehmigungsfrei ist,

2. Geb&uden mit nicht mehr als 500 Kubikmeter umbautem Raum und Wohngeb&uden mit nicht mehr als
1 000 Kubikmeter umbautem Raum,

3. ortsfesten Behdltern mit nicht mehr als 300 Kubikmeter Behélterinhalt, ausgenommen Behélter zur Lagerung
wassergeféhrdender Stoffe im Sinne des § 62 des Wasserhaushaltsgesetzes.
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Satz 2 gilt nicht fiir Baudenkmaéler und fiir bauliche Anlagen, die unter Verwendung gesundheitsgefahrdender Bau-
stoffe errichtet worden sind.

(2) Der Anzeige sind folgende Bauvorlagen beizufligen:

1. ein aktueller Auszug aus der Liegenschaftskarte im MafRstab 1 : 1 000 mit Kennzeichnung der zu beseitigenden
baulichen Anlage,

2. der Erhebungsbogen fiir die Bautatigkeitsstatistik gemaR Hochbaustatistikgesetz.

Abschnitt 3

Inhalt der Bauvorlagen

§7
Auszug aus der Liegenschaftskarte, Lageplan

(1) Der aktuelle Auszug aus der Liegenschaftskarte muss das Baugrundstiick und die benachbarten Grundstiicke im
Umkreis von mindestens 50 Metern darstellen. Das Baugrundstiick ist zu kennzeichnen.

(2) Der Lageplan ist auf der Grundlage der Liegenschaftskarte zu erstellen. Dabei ist ein Mal3stab von mindestens
1: 500 zu verwenden. Ein anderer Mafstab ist zu wahlen, wenn es fiir die Beurteilung des VVorhabens erforderlich ist.

(3) Der amtliche Lageplan enthélt Tatbestande an Grund und Boden, die durch vermessungstechnische Ermitt-
lungen festgestellt worden sind oder auf solche Ermittlungen zuriickgehen und die mit 6ffentlichem Glauben be-
urkundet sind. Der amtliche Lageplan ist von einer Katasterbehdrde oder von im Land Brandenburg zugelassenen
Offentlich bestellten Vermessungsingenieuren anzufertigen. Er muss folgende Angaben enthalten:

1. MafRstab, MafBstabsleiste und Lage des Grundstiicks zur Nordrichtung,

2. im Grundbuch gefiihrte Bezeichnung des Baugrundstiicks und der benachbarten Grundstiicke mit den jewei-
ligen Eigentumerangaben,

3. katastermaRige FlachengroBen, Flursticksnummern und die Flursticksgrenzen des Baugrundsticks und der
benachbarten Grundstiicke,

4. Angaben zu nicht festgestellten Grenzen nach dem Liegenschaftskataster,

5. Hohenlage der Grenzpunkte des Baugrundstiicks und bei gréeren Grundstiicken die Hohenlage des engeren
Baufeldes,

6. angrenzende 6ffentliche Verkehrsflachen mit Angabe der Breite, der Stralengruppe und der Hohenlage,

7. Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder einer Satzung fur das Baugrundstiick ber Art und MaR der bau-
lichen Nutzung sowie die Uiberbaubaren und nicht iberbaubaren Grundstiicksflachen,

8.  Flachen auf dem Baugrundstiick, die von Dienstharkeiten oder Baulasten betroffen sind,
9.  durch Rechtsverordnung oder Satzung geschiitzte Landschaftsbestandteile sowie Wald auf dem Baugrundstiick,

10. vorhandene bauliche Anlagen auf dem Baugrundstiick und deren Abstandsflachen sowie die fiir die Beurteilung
des Vorhabens bedeutsamen vorhandenen baulichen Anlagen auf den Nachbargrundstiicken und deren Ab-
standsflachen.

In den amtlichen Lageplan kénnen die geplanten baulichen Anlagen und weitere Angaben aus dem objektbezogenen
Lageplan nach Absatz 5 aufgenommen werden. Diese Eintragungen nehmen an der Beurkundung mit 6ffentlichem
Glauben nicht teil. Enthélt der amtliche Lageplan die zur Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Angaben, ist
ein objektbezogener Lageplan nicht erforderlich.
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(4) Fur die Angaben nach Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 und 10 ist eine &rtliche Vermessung nicht erforderlich, wenn
die flr die Beurteilung des Vorhabens erheblichen

1. Grundstiicksgrenzen im Liegenschaftskataster zuverl&ssig nachgewiesen sind und

2. die baulichen Anlagen auf dem Baugrundstiick und den benachbarten Grundstiicken im Liegenschaftskataster
zuverlassig nachgewiesen sind.

Grundstiicksgrenzen sind im Liegenschaftskataster in der Regel zuverldssig nachgewiesen, wenn die Grenzen fest-
gestellt sind oder als festgestellt gelten und ihre Grenzpunkte mit der erforderlichen Genauigkeit im geodétischen
Bezugssystem des amtlichen Vermessungswesens vorliegen. Sind die flr die bauaufsichtliche Beurteilung erheb-
lichen Grundstiicksgrenzen im Liegenschaftskataster nicht zuverldssig nachgewiesen, sind erganzende vermessungs-
technische Untersuchungen erforderlich. Im amtlichen Lageplan ist das Ergebnis der Grenzuntersuchung darzu-
stellen.

(5) Einamtlicher Lageplan ist nicht erforderlich, wenn

1. durch das Vorhaben die Lage und die &uRReren Abmessungen eines vorhandenen Geb&udes und die Abstands-
flachen nicht gedndert werden,

2. der Eigentiimer eines Nachbargrundstiicks dem Vorhaben zur Errichtung einer Grenzbebauung nach § 6 Ab-
satz 8 der Brandenburgischen Bauordnung in weniger als 3 Meter Abstand zur Grundstiicksgrenze zugestimmt
hat.

(6) Der objektbezogene Lageplan ist auf der Grundlage des amtlichen Lageplanes anzufertigen. Ist ein amtlicher
Lageplan nicht erforderlich oder wurde auf ihn nach § 1 Absatz 5 verzichtet, ist der objektbezogene Lageplan auf der
Grundlage der Liegenschaftskarte anzufertigen. Er muss folgende Angaben enthalten, soweit dies fiir die Beurteilung
des Vorhabens erforderlich ist:

1. MafRstab, Mafstabsleiste und Lage des Grundstlicks zur Nordrichtung,
2. Flurstiicksnummern und Flurstlicksgrenzen des Baugrundstiicks und der benachbarten Grundstiicke,

3. vorhandene bauliche Anlagen auf dem Baugrundstiick und den benachbarten Grundstiicken mit Angabe der
Nutzung, First- und AuRenwandhéhe, Dachform und der Art der AuRenwénde und der Bedachung,

4. Grundrisse der geplanten baulichen Anlagen unter Angabe der AufRenmale, der Dachform, der Héhenlage des
ErdgeschossfuRbodens zur Stral3e,

5. Aufteilung der nicht Uberbauten oder bepflanzten Flachen unter Angabe der Lage und Breite der Zu- und Ab-
fahrten, der Anzahl, Lage und GroRRe der Kinderspielplatze, der Stellplatze, der Abstellplatze fiir Fahrréder und
der Flachen fiir die Feuerwehr,

6.  Abstdnde der geplanten baulichen Anlage zu anderen baulichen Anlagen auf dem Baugrundstiick und auf den
benachbarten Grundstiicken, zu den Nachbargrenzen sowie die Abstandsflachen,

7. Denkmaler auf dem Baugrundstiick und den benachbarten Grundstiicken,

8.  Flachen auf dem Baugrundstiick, fir die durch Gesetz, Rechtsverordnung oder Satzung ein Bauverbot, eine
Baubeschrankung oder ein Genehmigungs- oder Zustimmungsvorbehalt geregelt ist,

9.  Leitungen, die der &ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat, Warme, der 6ffentlichen Abwasser-
entsorgung, der Telekommunikation und Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen sowie deren
Absténde zu der geplanten baulichen Anlage,

10. Hydranten und andere Wasserentnahmestellen fiir die Feuerwehr,

11. Leitungen bis zum Anschluss an die Sammelkanalisation, Kleinklaranlagen und sonstige Abwasserbehand-
lungsanlagen sowie deren Leitungen, abflusslose Sammelgruben, Ausdehnung und Gefélle befestigter Flachen,
Versickerungsanlagen einschlieBlich Vorreinigungsanlagen, Schachte und Abscheider, Angabe der Gefélle und
Leitungsquerschnitte,
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12. Absténde der geplanten baulichen Anlage zur Uferlinie oberirdischer Gewésser.

Wird der objektbezogene Lageplan auf der Grundlage der Liegenschaftskarte angefertigt, muss er ferner die Angaben
nach Absatz 3 Satz 3 Nummer 2, 3, 5 bis 9 enthalten, soweit dies fur die Beurteilung des VVorhabens erforderlich ist.

(7) Die Angaben nach Absatz 6 Satz 3 Nummer 1 bis 5 sind in einem AuBenanlagenplan darzustellen, wenn der
Lageplan sonst unibersichtlich wiirde.

(8) Die Angaben nach Absatz 6 Satz 3 Nummer 1, 2, 10 und 11 sind in einem Grundstiicksentwésserungsplan
darzustellen, wenn der Lageplan sonst uniibersichtlich wiirde.

(9) Im Lageplan sind die Zeichen und Farben der Anlage 1 zu verwenden; im Ubrigen ist die Planzeichenverord-
nung anzuwenden. Sonstige Darstellungen sind zu erlautern.

§8
Bauzeichnungen

(1) Fur die Bauzeichnungen ist ein Mafistab von mindestens 1 : 100 zu verwenden. Ein groferer MaRstab ist zu
wahlen, wenn er zur Darstellung der erforderlichen Eintragung notwendig ist; ein kleinerer Mafstab kann gewahlt
werden, wenn er dafiir ausreicht.
(2) Inden Bauzeichnungen sind darzustellen:
1.  die Grundrisse aller Geschosse mit Angabe der vorgesehenen Nutzung der Rdume und mit Einzeichnung der

a)  Treppen,

b) lichten OffnungsmaRe der Tiiren sowie deren Art und Anordnung an und in Rettungswegen,

¢) Abgasanlagen,

d) Réaume fir die Aufstellung von Feuerstitten unter Angabe der Nennleistung sowie der Raume fir die
Brennstofflagerung unter Angabe der vorgesehenen Art und Menge des Brennstoffes,

e)  Aufzugsschéachte, Aufziige einschlieBlich der nutzbaren Grundflachen der Fahrkdrbe von Personenauf-
zligen,

f)  Installationsschéchte, -kandle und Luftungsleitungen, soweit sie raumabschlieBende Bauteile durch-
dringen,

g) Rdaume fir die Aufstellung von Liftungsanlagen,
h)  bei Wohngebduden die barrierefrei nutzbaren Wohnungen;
2. die Schnitte, aus denen auch ersichtlich sind

a) die Griindung der geplanten baulichen Anlage und, soweit erforderlich, die Griindungen benachbarter
baulicher Anlagen,

b)  der Anschnitt der vorhandenen und der geplanten Gel&dndeoberflache,

¢) der hdchste gemessene Grundwasserstand (HGW) oder der hdchste zu erwartende Grundwasserstand
(zeHGW) Uiber NHN,

d) die Héhenlage des ErdgeschossfuRbodens mit Bezug auf das Hohenbezugssystem geméR 8 1 Absatz 6,

e) die Hohe der Fulbodenoberkante des hdchstgelegenen Geschosses, in dem ein Aufenthaltsraum mdglich
ist, Uber der geplanten Gel&dndeoberflache im Mittel,
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f)  die lichten Raumhd&hen,

g) der Verlauf der Treppen und Rampen mit ihrem Steigungsverhéltnis,

h)  die Wandhohe im Sinne des § 6 Absatz 4 Satz 2 der Brandenburgischen Bauordnung,
i)  die Dachneigungen;

3. die Ansichten der geplanten baulichen Anlage mit dem Anschluss an Nachbargeb&dude unter Angabe von Bau-
stoffen und Farben sowie der vorhandenen und geplanten Gelédndeoberflache und des Straengefalles.

(3) Inden Bauzeichnungen sind anzugeben:

1. der MaRstab, die Mafstabsleiste und die Male,

2. die wesentlichen Bauprodukte und Bauarten,

3. die RohbaumaRe der Fensterdffnungen in Aufenthaltsraumen,

4. bei Anderung baulicher Anlagen die zu beseitigenden und die geplanten Bauteile.

(4) Inden Bauzeichnungen sind die Zeichen und Farben der Anlage 1 zu verwenden.

§9
Baubeschreibung, Betriebsbeschreibung

In der Bau- und Betriebsbheschreibung sind das Bauvorhaben und seine Nutzung zu erldutern, soweit dies zur Beurtei-
lung erforderlich ist und die notwendigen Angaben nicht in den Lageplan und die Bauzeichnungen aufgenommen
werden konnen. Anzugeben sind die Anzahl, die Brutto-Grundflache der Nutzungseinheiten und die Gebdudeklasse.
Es sind die Mafinahmen des barrierefreien Bauens zu beschreiben, soweit dies zur Beurteilung erforderlich ist und die
notwendigen Angaben nicht in den Lageplan und die Bauzeichnungen aufgenommen werden kénnen.

§10
Standsicherheitsnachweis

(1) Fdr den Nachweis der Standsicherheit tragender Bauteile einschlieflich ihrer Feuerwiderstandsfahigkeit nach
§ 26 Absatz 2 der Brandenburgischen Bauordnung sind eine Darstellung des gesamten statischen Systems sowie die
erforderlichen Konstruktionszeichnungen, Berechnungen und Beschreibungen vorzulegen.

(2) Die statischen Berechnungen missen die Standsicherheit der baulichen Anlagen und ihrer Teile nachweisen.
Die Beschaffenheit des Baugrundes und seine Tragfahigkeit sowie die Grundwasserverhéltnisse sind anzugeben.
Soweit erforderlich, ist nachzuweisen, dass die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit des
Baugrundes der Nachbargrundstiicke nicht geféhrdet werden.

(3) Die Standsicherheit kann auf andere Weise als durch statische Berechnungen nachgewiesen werden, wenn
hierdurch die Anforderungen an einen Standsicherheitsnachweis in gleichem Mafe erftllt werden.

8§11
Brandschutznachweis

(1) Fur den Nachweis des Brandschutzes sind im Lageplan, in den Bauzeichnungen und in der Baubeschreibung,
soweit erforderlich, insbesondere anzugeben:
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1. das Brandverhalten der Baustoffe (Baustoffklasse) und die Feuerwiderstandsfahigkeit der Bauteile (Feuer-
widerstandsklasse) entsprechend den Benennungen nach § 26 der Brandenburgischen Bauordnung oder ent-
sprechend den Kilassifizierungen nach den Anlagen zur Bauregelliste A Teil 1,

2. die Bauteile, Einrichtungen und Vorkehrungen, an die Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes gestellt
werden, wie Brandwénde und Decken, Trennwénde, Unterdecken, Installationsschéchte und -kanéle, Liftungs-
anlagen, Feuerschutzabschliisse und Rauchschutztiiren, Offnungen zur Rauchableitung, einschlieBlich der
Fenster nach § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 der Brandenburgischen Bauordnung,

3. die Nutzungseinheiten, die Brand- und Rauchabschnitte,
4,  die aus Griinden des Brandschutzes erforderlichen Abstande innerhalb und auRerhalb des Gebaudes,

5. der erste und zweite Rettungsweg nach § 33 der Brandenburgischen Bauordnung, insbesondere notwendige
Treppenrdume, Ausgange, notwendige Flure, mit Rettungsgerdten der Feuerwehr erreichbare Stellen ein-
schlieBlich der Fenster, die als Rettungswege nach 8§ 33 Absatz 2 Satz 2 der Brandenburgischen Bauordnung
dienen, unter Angabe der lichten MaRe und Briistungshdhen sowie die Héhe der Oberkante der Briistung tber
Gelénde,

6. die Flachen fir die Feuerwehr, Zu- und Durchgénge, Zu- und Durchfahrten, Bewegungsflachen und die Auf-
stellflachen fur Hubrettungsfahrzeuge,

7.  die Loschwasserversorgung.

(2) Bei Sonderbauten, Mittel- und GroRgaragen miissen, soweit es fir die Beurteilung erforderlich ist, zusétzlich
Angaben gemacht werden inshesondere tber:

1.  brandschutzrelevante Einzelheiten der Nutzung, inshesondere auch die Anzahl und Art der die bauliche Anlage
nutzenden Personen sowie Explosions- oder erhdhte Brandgefahren, Brandlasten, Gefahrstoffe und Risiko-
analysen,

2. Rettungswegbreiten und -l&ngen, Einzelheiten der Rettungswegfiihrung und -ausbildung einschlieflich Sicher-
heitsbeleuchtung und -kennzeichnung,

3. technische Anlagen und Einrichtungen zum Brandschutz, wie Branderkennung, Brandmeldung, Alarmierung,
Brandbekampfung, Rauchableitung, Rauchfreihaltung,

4.  die Sicherheitsstromversorgung,

5. die Bemessung der Léschwasserversorgung, Einrichtungen zur Léschwasserentnahme sowie die Loschwasser-
riickhaltung.

Anzugeben ist auch, weshalb es der Einhaltung von Vorschriften wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher
Anlagen oder Raume oder wegen besonderer Anforderungen gemall 8§ 51 Absatz 1 Satz 2 der Brandenburgischen
Bauordnung nicht bedarf. Der Brandschutznachweis kann auch gesondert in Form eines objektbezogenen Brand-
schutzkonzeptes dargestellt werden.

§12
Nachweise fir Schall-, Erschiitterungsschutz sowie flir Energieeinsparung

(1) Die Berechnungen mussen den nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften geforderten Schall- und Erschiitte-
rungsschutz nachweisen.

(2) Die Berechnungen zur Einsparung von Energie in Gebauden missen nach den Vorschriften der Energie-
einsparverordnung nachgewiesen werden.

(3) Die Nutzung von Erneuerbaren Energien muss nach den Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Warme-
gesetzes nachgewiesen werden.
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§13
Ubereinstimmungsgebot

Die Bauzeichnungen, Baubeschreibungen, Betriebsbeschreibungen, Berechnungen und Konstruktionszeichnungen

sowie sonstige Zeichnungen, Beschreibungen und Belege, die den bautechnischen Nachweisen zugrunde liegen,
miissen miteinander Ubereinstimmen und gleiche Positionsangaben haben.

Abschnitt 4

Bauzustandsanzeigen

§14
Baubeginnsanzeige

(1) Soweit bautechnische Nachweise nicht bauaufsichtlich geprift werden, ist eine Erklarung der jeweiligen
Nachweiserstellerin oder des jeweiligen Nachweiserstellers nach § 66 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 der Branden-
burgischen Bauordnung tber die Erstellung des bautechnischen Nachweises spatestens mit der Baubeginnsanzeige
gemal § 72 Absatz 8 der Brandenburgischen Bauordnung vorzulegen. Wird das Bauvorhaben abschnittsweise aus-
gefiihrt, muss die Erklarung spatestens bei Beginn der Ausfiihrung des jeweiligen Bauabschnitts vorliegen.

(2) Fur die nach § 72 Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 der Brandenburgischen Bauordnung vorzulegenden Bescheini-
gungen nach § 66 Absatz 3 der Brandenburgischen Bauordnung gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

(3) Muss der Standsicherheitsnachweis bei Bauvorhaben nach § 66 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 der Brandenbur-
gischen Bauordnung nicht bauaufsichtlich geprift werden, ist spatestens mit der Baubeginnsanzeige eine Erklarung

der Tragwerksplanerin oder des Tragwerksplaners hierliber nach MaRgabe des Kriterienkataloges der Anlage 2 vor-
zulegen.

§15
Anzeige der beabsichtigten Nutzungsaufnahme
Sind bei einem Bauvorhaben wiederkehrende bauaufsichtliche Prifungen durch Rechtsverordnung nach § 86 Ab-
satz 1 Nummer 5 der Brandenburgischen Bauordnung oder im Einzelfall vorgeschrieben, ist mit der Anzeige nach
§ 83 Absatz 2 Satz 1 der Brandenburgischen Bauordnung Uber die in § 83 Absatz 2 Satz 2 der Brandenburgischen

Bauordnung benannten Bescheinigungen und Bestatigungen hinaus der Brandschutznachweis nach § 11 vorzulegen,
soweit er nicht bauaufsichtlich gepruft ist.

Abschnitt 5

Aufbewahrungspflicht

§16
Aufbewahrungspflicht

Die Bauherrin oder der Bauherr und deren Rechtsnachfolger sind verpflichtet,

1.  bei baugenehmigungspflichtigen Bauvorhaben die Baugenehmigung und die Bauvorlagen,
2. die Bauvorlagen zu einer Bauanzeige,

3. die Prufberichte von Priifingenieurinnen oder Priifingenieuren und Bauaufsichtsbehdrden,

4.  die Bescheinigungen von Prufsachversténdigen,
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5. die Verwendbarkeitsnachweise fiir Bauprodukte und Bauarten, soweit sie Nebenbestimmungen fiir den Betrieb
oder die Wartung enthalten,

und bis zur Beseitigung der baulichen Anlage oder einer die Genehmigungsfrage insgesamt neu aufwerfenden An-
derung oder Nutzungsénderung aufzubewahren und auf Verlangen der Bauaufsichtsbehdrde vorzulegen. Die Bau-

herrin oder der Bauherr und deren Rechtsnachfolger sind verpflichtet, die Unterlagen nach Satz 1 bei einer rechts-
geschaftlichen VerauRerung des Bauvorhabens an den jeweiligen Rechtsnachfolger weiterzugeben.

Abschnitt 6

Prifung bautechnischer Nachweise

§17
Prifverzicht

Einer Priifung der bautechnischen Nachweise fiir Geb&ude der Gebdudeklassen 1 und 2 ohne Aufenthaltsrdume mit

nicht mehr als 150 Quadratmeter Grundflache sowie sonstiger baulicher Anlagen mit nicht mehr als 10 Meter Bau-
hohe bedarf es nicht.

8§18
Prifung bautechnischer Nachweise, Bautiberwachung
Soweit abweichend von § 66 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 3 der Brandenburgischen Bauordnung die Erstellerin oder der
Ersteller eines Standsicherheits- oder Brandschutznachweises nicht in die Liste nach 8 66 Absatz 5 Satz 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung eingetragen ist, ist die Priifung des Standsicherheits- oder Brandschutznachweises durch

die Bauaufsichtsbehorde oder eine Priifingenieurin oder einen Priifingenieur erforderlich. § 82 Absatz 2 der Branden-
burgischen Bauordnung gilt entsprechend.

Abschnitt 7

Schlussbestimmungen

8§19
Inkrafttreten, AufRerkrafttreten

(1) Die 8§17 und 18 treten mit Wirkung vom 1. Juli 2016 in Kraft.

(2)  Im Ubrigen tritt diese Verordnung am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Brandenbur-
gische Bauvorlagenverordnung vom 28. Juli 2009 (GVBI. I S. 494) auRer Kraft.

(3) §18trittam 31. Méarz 2017 auRer Kraft.

Potsdam, den 7. November 2016

Die Ministerin fiir Infrastruktur und Landesplanung

Kathrin Schneider

11



Gesetz- und Verordnungsblatt fir das Land Brandenburg Teil 11 - Nr. 60 vom 14. November 2016

Zeichen und Farben fiir Bauvorlagen

1. Grenzen des Grundstiicks
(Begleilinie)

2. vorhandene bauliche Anlagen
oder Bauteile

3. geplante bauliche Anlagen oder
Bauteile

4. zu beseitigende bauliche
Anlagen oder Bauteile

5. Flachen, die von Baulasten
betroffen sind

Zeichen
(bei schwarz-weil-Darstellung)

Farbe

Violett

Grau

Rot

Gelb

Braun

Anlage 1

12
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Anlage 2

Kriterienkatalog

Sind die nachfolgenden Kriterien ausnahmslos erfiillt, ist eine Priifung des Standsicherheitsnachweises nicht erforder-
lich.

1 Die Baugrundverhdaltnisse sind eindeutig und erlauben eine ubliche Flachgriindung entsprechend der Geotech-
nischen Kategorie 1 nach DIN 1054. Ausgenommen sind Griindungen auf setzungsempfindlichem Baugrund.

2. Bei erddruckbelasteten Gebduden betrégt die Hohendifferenz zwischen Griindungssohle und Erdoberflache
maximal 4 Meter. Einwirkungen aus Wasserdruck mussen rechnerisch nicht bertcksichtigt werden.

3. Angrenzende bauliche Anlagen oder 6ffentliche Verkehrsflachen werden nicht beeintréchtigt. Nachzuweisende
Unterfangungen oder Baugrubensicherungen sind nicht erforderlich.

4. Die tragenden und aussteifenden Bauteile gehen im Wesentlichen bis zu den Fundamenten unversetzt durch.
Ein rechnerischer Nachweis der Geb&udeaussteifung, auch fiir Teilbereiche, ist nicht erforderlich.

5. Die Geschossdecken sind linienformig gelagert und diirfen fiir gleichmaBig verteilte Lasten (kN/m?) und
Linienlasten aus nichttragenden Wénden (kN/m) bemessen werden. Geschossdecken ohne ausreichende Quer-
verteilung erhalten keine Einzellasten.

6. Die Bauteile der baulichen Anlage oder die bauliche Anlage selbst kénnen mit einfachen Verfahren der Bau-
statik berechnet oder konstruktiv festgelegt werden. R&umliche Tragstrukturen mussen rechnerisch nicht nach-
gewiesen werden. Besondere Stabilitdts-, Verformungs- und Schwingungsuntersuchungen sind nicht erfor-
derlich.

7. Aufergewdhnliche sowie dynamische Einwirkungen sind nicht vorhanden. Beanspruchungen aus Erdbeben
missen rechnerisch nicht verfolgt werden.

8. Besondere Bauarten wie Spannbetonbau, Verbundbau, Leimholzbau und geschweif3te Aluminiumkonstruk-
tionen werden nicht angewendet.

9. Allgemeine Rechenverfahren zur Bemessung von Bauteilen und Tragwerken unter Brandeinwirkung werden
nicht angewendet.
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Anlage 3

Besondere Bauvorlagen

Die in der Anlage aufgefilhrten besonderen Bauvorlagen sind regelmaRig erforderlich. Die Bauaufsichtsbehdrde
entscheidet im Einzelfall im Benehmen mit der beteiligten Fachbehdrde, welche besonderen Bauvorlagen, Nachweise
nach § 1 Absatz 4 zusétzlich erforderlich sind oder auf welche in dieser Anlage benannten besonderen Bauvorlagen
gemal § 1 Absatz 5 verzichtet wird. Die Bauherrin oder der Bauherr kann sich dazu bereits rechtzeitig vor Planungs-
beginn tber Art und Umfang der fur die Beurteilung des Vorhabens erforderlichen besonderen Bauvorlagen mit den
beteiligten Fachbehdrden abstimmen. Fur die in die Baugenehmigung eingeschlossenen weiteren behdrdlichen Ent-
scheidungen kommen folgende besondere Bauvorlagen in Betracht, die mit dem Bauantrag vorzulegen sind:

1 Entscheidungen nach dem Bundesnaturschutzgesetz, dem Brandenburgischen Naturschutzaus-
flhrungsgesetz oder den auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften

Bei allen naturschutzrechtlich relevanten Vorhaben ist eine Fotodokumentation der betroffenen Flachen
einzureichen.

1.1 Bei Vorhaben, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind:

Beschreibung des VVorhabens und seiner Auswirkungen auf die Umwelt nach Art und Umfang, insbeson-
dere die Angaben nach § 17 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes.

1.2 Bei Vorhaben in Nationalparks, Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten oder gesetzlich ge-
schiitzten Biotopen gemé&R § 18 des Brandenburgischen Naturschutzausfiihrungsgesetzes in Verbindung mit
§ 30 des Bundesnaturschutzgesetzes:

Angaben nach Nummer 1.1 sowie Darlegung des Interesses an der Verwirklichung des VVorhabens.

1.3 Bei Vorhaben in Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europdischen Vogelschutzgebieten
(8 15 des Brandenburgischen Naturschutzausfiuhrungsgesetzes in Verbindung mit § 33 des Bundesnatur-
schutzgesetzes):

Angaben zur Vertraglichkeit des Vorhabens mit dem jeweiligen Schutzzweck (8§ 34 Absatz 1 Satz 3 des
Bundesnaturschutzgesetzes).

14 Bei Vorhaben, die Europdische VVogelarten nach Anhang | der Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutzricht-
linie) oder Arten des Anhangs IV der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) beeintrach-
tigen konnen:

Erfassung der Arten nach Anzahl und Status der Individuen. Erfassung der Status der Lebensstatten der
Arten (Nahrungs- oder Wanderungshabitat, Fortpflanzungs- und/oder Ruhestétte). Darlegung artspezi-
fischer MalRnahmen zur Vermeidung und zum Erhalt der 6kologischen Funktion vorgefundener Fortpflan-
zungs- und Ruhestétten im rdumlichen Zusammenhang (8 44 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes).

15 Bei Vorhaben, die mit einer Beseitigung oder Beeintrachtigung von durch Rechtsverordnung oder Satzung
geschiitzten Baumen verbunden sind:

Standort, Baumart, Stammumfang und Kronendurchmesser der zu beseitigenden Baume sowie eine Foto-
dokumentation des Baumbestandes und Angaben zu geplanten Standorten fir Ersatzpflanzungen.

2 Entscheidungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Brandenburgischen Wassergesetz oder den
auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften

Unterlagen gemé&R § 35 des Brandenburgischen Wassergesetzes.
2.1 Bei Grundwasserabsenkungen der Baugruben:

Angaben tber den Gesamtzeitraum der Absenkung, tber die Entnahmemenge (tdgliche und Gesamtmenge),
den Ort der Entnahme und der Einleitung und die Qualitat des einzuleitenden Wassers und die Art der
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Anlage zur Absenkung (Antragsunterlagen nach Nummer 3.2 der Verwaltungsvorschrift ber Grund-
wasserabsenkungen bei BaumalRnahmen vom 25. April 2000 [ABI. S. 246]).

Bei Einleitung von Niederschlagswasser:

Angaben (ber die Menge und die Qualitdt des anfallenden Niederschlagswassers, Flachenart und
-grole, die Art der Vorreinigung und die Vorreinigungsanlage (Bewertungsverfahren nach Merkblatt
DWA-M 153 - Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser).

Bei Einleitung ins Grundwasser:

Bemessung, Versickerungsnachweis, Grundwasserflurabsténde, mittlerer héchster Grundwasserhochstand
(mHGW) auf dem Baugrundstiick an der Einleitungsstelle und Konstruktionszeichnungen.

Fur Niederschlagswasser: Bemessung und Nachweis von Versickerungsanlagen nach Arbeitsblatt
DWA-A 138 - Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser.

Bei Einleitung ins Oberfl4chengewésser:

Ansicht, Schnitt des Einleitbauwerkes sowie Einordnung in die Gewasserbdschung oder Uferbefestigung
mit Hohenangaben, Vorgaben zur Einleitgeschwindigkeit. Zustimmung des Unterhaltungspflichtigen.

Bei Warmepumpenanlagen (zum Beispiel Erdwérmesonden):

Angaben Uber die Art der Anlage und deren Leistung, den Warmetréger, das Bohr- bzw. Aufschlussverfah-
ren, die Anzahl, die Abstédnde und die Tiefe der Aufschlisse, Eindichtung der Aufschlusse (siehe Merkblatt
Uber Anforderungen des Gewésserschutzes an geothermischen Anlagen vom 24. April 2008 und Rund-
schreiben vom 18. August 2010 Uber die Unzuldssigkeit von Erdwarmesonden in Wasserschutzgebieten).
Die Anzeige- und Antragsformulare des Ministeriums fir Landliche Entwicklung, Umwelt und Landwirt-
schaft kénnen genutzt werden.

Bei Kleinkl&ranlagen:

Angaben Uber die Menge und Beschaffenheit des Abwassers, die Abwasserbehandlungsanlage und
die Technologie der Abwasserbehandlung (Bauartzulassung), Einleitungsstelle/-ort (Angaben nach Num-
mer 2.2), Konstruktionszeichnungen.

Bei Grundwasserentnahmen (Brunnen):

Angaben Uber die Lage, Entnahmemenge (mittlere tgliche Menge und Jahresmenge), Art (zum Beispiel
Brunnen) und Verwendungszweck (zum Beispiel Trinkwasser, baubedingte Grundwasserabsenkung), tech-
nische Angaben.

Bei Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen:

Angaben zum Betreiber, zum Standort und zur Abgrenzung der Anlage, zu den wassergefahrdenden
Stoffen, mit denen in der Anlage umgegangen wird, zu bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweisen
sowie zu den technischen und organisatorischen MalRnahmen, die fiir die Sicherheit der Anlage bedeutsam
sind (Angaben nach § 28 der Verordnung tber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen und
tiber Fachbetriebe).

Bei Vorhaben in Uberschwemmungsgebieten:

Angaben, die fir die Entscheidung Uber die Ausnahmegenehmigung nach 8 78 Absatz 3 des Wasserhaus-
haltsgesetzes erforderlich sind.

Bei Nutzung von Hochwasserschutzanlagen:

Zustimmung des Unterhaltspflichtigen gemé&R § 98 Absatz 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes.
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Bei Vorhaben in Wasserschutzgebieten:
Unterlagen flr die Ausnahmegenehmigung nach § 52 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes.

Entscheidungen tber Erlaubnisse nach § 20 in Verbindung mit 8 9 und § 19 Absatz 1 des Branden-
burgischen Denkmalschutzgesetzes

Bei Zerstérung, Beseitigung oder Anderung eines Denkmals (ohne Bodendenkmal):

Genaue Beschreibung des Denkmalbestandes und der Eingriffe unter Angabe von Materialien, Baupro-
dukten und Farben sowie eine schriftliche Begriindung fiir die Erforderlichkeit der MaBnahme,

Zeichnungen des Denkmalbestandes und der Planung in einem zu bestimmenden Malistab, gegebenenfalls
Detailzeichnungen,

Fotos oder eine fotografische Erfassung des Denkmals mit Detailaufnahmen zu den vom Eingriff betrof-
fenen Bestandteilen.

Bei Zerstorung, Beseitigung oder Anderung eines Bodendenkmals:

Beschreibung des Areals, des Zustands und des Eingriffs unter Angabe der Bautechnologie unter Bei-
fligung einer schriftlichen Begriindung fir die Erforderlichkeit der MalRnahme,

Kartierung der Erdeingriffe, auch im Zuge mdglicher ErsatzmalRnahmen und Baustelleneinrichtungen.
Bei Errichtung oder Verénderung einer baulichen Anlage in der Umgebung eines Denkmals:
Fotos des Denkmals sowie der ndheren Umgebung des Denkmals.

Entscheidungen Uber Umwandlung von Wald in andere Nutzungsarten nach 8§ 8 des Waldgesetzes
des Landes Brandenburg

Beschreibung des Eingriffs sowie der Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen.

Entscheidungen tber Zustimmungen nach § 12 oder § 17 des Luftverkehrsgesetzes bei VVorhaben im
Bauschutzbereich oder beschrankten Bauschutzbereich

Koordinaten des Bauvorhabens und Gesamthéhe der baulichen Anlage.

Entscheidungen zur Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen geméf? § 22 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes bei der Errichtung von Luft-Warmepumpen

Vollstdndige Beschreibung des Luft-Wéarmepumpen-Vorhabens, welches im Rahmen des Bauvorhabens
realisiert werden soll, einschlieBlich technischer Datenblétter des Herstellers sowie einer planzeichne-
rischen Darstellung der Hauptabstrahlrichtung des stationdren Geréates und Erl&uterungen zu den MaRnah-
men zur Vermeidung der Ubertragung von tieffrequenten Schwingungen/Gerauschen.

Angabe von Lage und Absténden des Luft-Warmepumpen-Vorhabens innerhalb des Bauvorhabens (Auf-
nahme in die Planzeichnungen) und zu schutzbedirftigen Nutzungen in der Nachbarschaft (Aufnahme in
den objektbezogenen und den amtlichen Lageplan), gegebenenfalls Beschreibung der Art dieser schutzbe-
dirftigen Nutzungen (schutzbedurftige Raume, wie Wohn- und Schlafraume, Kinderzimmer, Géstezimmer
und — in der Regel mit Schutzbeduirftigkeit nur am Tage — Arbeitsrdume, Unterrichtsraume, Seminarraume,
Biiroraume einschlieBlich Terrassen/Balkone sowie unbebaute Flachen, auf denen nach dem Bau- und Pla-
nungsrecht Gebdude mit schutzbedirftigen R&umen errichtet werden dirfen).

Festlegungen zu Art und MaR der baulichen Nutzung des Gebietes, in dem das Bauvorhaben realisiert
werden soll, sowie gegebenenfalls abweichende Festlegungen innerhalb des Einwirkbereiches des Luft-
Waérmepumpen-Vorhabens, soweit nicht bereits im Rahmen der Bauvorlage nach Abschnitt 2 der Branden-
burgischen Bauvorlagenverordnung vollstandig dargestellt.
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Beschreibung weiterer Gerduschquellen im Einwirkbereich des Luft-Warmepumpen-Vorhabens (Vorbe-
lastung durch Gerdusche erzeugende Anlagen und stationdre Gerédte und Maschinen, wie zum Beispiel
Klimageréte, Kihlgerate, Luftungsgeréte oder Mini-Blockheizkraftwerke, einschlief3lich deren Lage und
Absténde zum Luft-Warmepumpen-Vorhaben).

Hinweis:

Der Einwirkbereich bei Ublicherweise im Zusammenhang mit Einfamilienhaus-Bauvorhaben zu beurtei-
lenden Luft-Warmepumpen kann in Reinen Wohngebieten bis zu 60 Meter, in Allgemeinen Wohngebieten
bis zu 40 Meter und in gemischten Baufléchen bis zu 25 Meter betragen. Soweit innerhalb des Einwirk-
bereichs konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass Gerduschimmissionen weiterer &hnlicher stationarer
Gerdte (auch Klimageréte, Kiihlgerdte, Liftungsgerate, Mini-Blockheizkraftwerke) oder weitere Anlagen,
fiir die die TA Larm gilt, vorhanden sind beziehungsweise hinzutreten, werden diese — wenn eine Uber-
schreitung der Immissionsrichtwerte absehbar ist — der VVorbelastung zugerechnet.

Von der Vorlage von detaillierten Angaben durch den Antragsteller zur Ermittlung der Vor-, Zusatz- und
Gesamtbelastung wird abgesehen, wenn das zu beurteilende stationdre Gerat nur insoweit zur Gesamtbe-
lastung beitragt, wie seine Zusatzbelastung in Bezug auf eine absehbare Uberschreitung der Immissions-
richtwerte nach Nummer 6 TA Larm als nicht relevant anzusehen ist. Nach Nummer 4.2 Buchstabe ¢ in
Verbindung mit Nummer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm ist dies in der Regel der Fall, wenn die Zusatzbe-
lastung die Immissionsrichtwerte um 6 Dezibel unterschreitet.

Die Einhaltung des dies gewahrleistenden Mindestabstandes ist Gegenstand der immissionsschutzrecht-
lichen Priifung des Luft-Wéarmepumpen-Vorhabens. Wird dieser Mindestabstand im Einzelfall unter-
schritten, sind durch den Antragsteller fur die abschlieBende Prifung der immissionsschutzrechtlichen An-
forderungen geméR § 22 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes detaillierte Angaben zur Ermittlung der
Vor-, Zusatz- und Gesamtbelastung vorzulegen. Alternativ bleibt dem Antragsteller eine Modifizierung des
Vorhabens unbenommen, so dass der oben erlauterte Mindestabstand eingehalten wird.

Herausgeber: Ministerium der Justiz und fiir Europa und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg
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	Anlage 1
	Zeichen und Farben für Bauvorlagen
	Anlage 2
	Kriterienkatalog
	Sind die nachfolgenden Kriterien ausnahmslos erfüllt, ist eine Prüfung des Standsicherheitsnachweises nicht erforderlich.
	1. Die Baugrundverhältnisse sind eindeutig und erlauben eine übliche Flachgründung entsprechend der Geotechnischen Kategorie 1 nach DIN 1054. Ausgenommen sind Gründungen auf setzungsempfindlichem Baugrund.
	2. Bei erddruckbelasteten Gebäuden beträgt die Höhendifferenz zwischen Gründungssohle und Erdoberfläche maximal 4 Meter. Einwirkungen aus Wasserdruck müssen rechnerisch nicht berücksichtigt werden.
	3. Angrenzende bauliche Anlagen oder öffentliche Verkehrsflächen werden nicht beeinträchtigt. Nachzuweisende Unterfangungen oder Baugrubensicherungen sind nicht erforderlich.
	4. Die tragenden und aussteifenden Bauteile gehen im Wesentlichen bis zu den Fundamenten unversetzt durch. Ein rechnerischer Nachweis der Gebäudeaussteifung, auch für Teilbereiche, ist nicht erforderlich.
	5. Die Geschossdecken sind linienförmig gelagert und dürfen für gleichmäßig verteilte Lasten (kN/m2) und Linienlasten aus nichttragenden Wänden (kN/m) bemessen werden. Geschossdecken ohne ausreichende Querverteilung erhalten keine Einzellasten.
	6. Die Bauteile der baulichen Anlage oder die bauliche Anlage selbst können mit einfachen Verfahren der Baustatik berechnet oder konstruktiv festgelegt werden. Räumliche Tragstrukturen müssen rechnerisch nicht nachgewiesen werden. Besondere Stabilitäts-, Verformungs- und Schwingungsuntersuchungen sind nicht erfor-derlich.
	7. Außergewöhnliche sowie dynamische Einwirkungen sind nicht vorhanden. Beanspruchungen aus Erdbeben müssen rechnerisch nicht verfolgt werden.
	8. Besondere Bauarten wie Spannbetonbau, Verbundbau, Leimholzbau und geschweißte Aluminiumkonstruk-tionen werden nicht angewendet.
	9. Allgemeine Rechenverfahren zur Bemessung von Bauteilen und Tragwerken unter Brandeinwirkung werden nicht angewendet.
	Anlage 3
	Besondere Bauvorlagen 
	Die in der Anlage aufgeführten besonderen Bauvorlagen sind regelmäßig erforderlich. Die Bauaufsichtsbehörde entscheidet im Einzelfall im Benehmen mit der beteiligten Fachbehörde, welche besonderen Bauvorlagen, Nachweise nach § 1 Absatz 4 zusätzlich erforderlich sind oder auf welche in dieser Anlage benannten besonderen Bauvorlagen gemäß § 1 Absatz 5 verzichtet wird. Die Bauherrin oder der Bauherr kann sich dazu bereits rechtzeitig vor Planungsbeginn über Art und Umfang der für die Beurteilung des Vorhabens erforderlichen besonderen Bauvorlagen mit den beteiligten Fachbehörden abstimmen. Für die in die Baugenehmigung eingeschlossenen weiteren behördlichen Entscheidungen kommen folgende besondere Bauvorlagen in Betracht, die mit dem Bauantrag vorzulegen sind:
	1 Entscheidungen nach dem Bundesnaturschutzgesetz, dem Brandenburgischen Naturschutzaus-führungsgesetz oder den auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften
	Bei allen naturschutzrechtlich relevanten Vorhaben ist eine Fotodokumentation der betroffenen Flächen einzureichen.
	1.1 Bei Vorhaben, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind:
	Beschreibung des Vorhabens und seiner Auswirkungen auf die Umwelt nach Art und Umfang, insbeson-dere die Angaben nach § 17 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes.
	1.2 Bei Vorhaben in Nationalparks, Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten oder gesetzlich geschützten Biotopen gemäß § 18 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes in Verbindung mit § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes:
	Angaben nach Nummer 1.1 sowie Darlegung des Interesses an der Verwirklichung des Vorhabens.
	1.3 Bei Vorhaben in Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäischen Vogelschutzgebieten (§ 15 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes in Verbindung mit § 33 des Bundesnaturschutzgesetzes):
	Angaben zur Verträglichkeit des Vorhabens mit dem jeweiligen Schutzzweck (§ 34 Absatz 1 Satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes).
	1.4 Bei Vorhaben, die Europäische Vogelarten nach Anhang I der Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutzricht-linie) oder Arten des Anhangs IV der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) beeinträch-tigen können:
	Erfassung der Arten nach Anzahl und Status der Individuen. Erfassung der Status der Lebensstätten der Arten (Nahrungs- oder Wanderungshabitat, Fortpflanzungs- und/oder Ruhestätte). Darlegung artspezi-fischer Maßnahmen zur Vermeidung und zum Erhalt der ökologischen Funktion vorgefundener Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang (§ 44 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes).
	1.5 Bei Vorhaben, die mit einer Beseitigung oder Beeinträchtigung von durch Rechtsverordnung oder Satzung geschützten Bäumen verbunden sind:
	Standort, Baumart, Stammumfang und Kronendurchmesser der zu beseitigenden Bäume sowie eine Fotodokumentation des Baumbestandes und Angaben zu geplanten Standorten für Ersatzpflanzungen.
	2 Entscheidungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Brandenburgischen Wassergesetz oder den auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften
	Unterlagen gemäß § 35 des Brandenburgischen Wassergesetzes.
	2.1 Bei Grundwasserabsenkungen der Baugruben:
	Angaben über den Gesamtzeitraum der Absenkung, über die Entnahmemenge (tägliche und Gesamtmenge), den Ort der Entnahme und der Einleitung und die Qualität des einzuleitenden Wassers und die Art der Anlage zur Absenkung (Antragsunterlagen nach Nummer 3.2 der Verwaltungsvorschrift über Grund-wasserabsenkungen bei Baumaßnahmen vom 25. April 2000 [ABl. S. 246]).
	2.2 Bei Einleitung von Niederschlagswasser:
	Angaben über die Menge und die Qualität des anfallenden Niederschlagswassers, Flächenart und -größe, die Art der Vorreinigung und die Vorreinigungsanlage (Bewertungsverfahren nach Merkblatt DWA-M 153 – Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser).
	2.2.1 Bei Einleitung ins Grundwasser:
	Bemessung, Versickerungsnachweis, Grundwasserflurabstände, mittlerer höchster Grundwasserhochstand (mHGW) auf dem Baugrundstück an der Einleitungsstelle und Konstruktionszeichnungen.
	Für Niederschlagswasser: Bemessung und Nachweis von Versickerungsanlagen nach Arbeitsblatt DWA-A 138 – Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser.
	2.2.2 Bei Einleitung ins Oberflächengewässer:
	Ansicht, Schnitt des Einleitbauwerkes sowie Einordnung in die Gewässerböschung oder Uferbefestigung mit Höhenangaben, Vorgaben zur Einleitgeschwindigkeit. Zustimmung des Unterhaltungspflichtigen.
	2.3 Bei Wärmepumpenanlagen (zum Beispiel Erdwärmesonden):
	Angaben über die Art der Anlage und deren Leistung, den Wärmeträger, das Bohr- bzw. Aufschlussverfahren, die Anzahl, die Abstände und die Tiefe der Aufschlüsse, Eindichtung der Aufschlüsse (siehe Merkblatt über Anforderungen des Gewässerschutzes an geothermischen Anlagen vom 24. April 2008 und Rundschreiben vom 18. August 2010 über die Unzulässigkeit von Erdwärmesonden in Wasserschutzgebieten). Die Anzeige- und Antragsformulare des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft können genutzt werden.
	2.4 Bei Kleinkläranlagen:
	Angaben über die Menge und Beschaffenheit des Abwassers, die Abwasserbehandlungsanlage und die Technologie der Abwasserbehandlung (Bauartzulassung), Einleitungsstelle/-ort (Angaben nach Nummer 2.2), Konstruktionszeichnungen.
	2.5 Bei Grundwasserentnahmen (Brunnen):
	Angaben über die Lage, Entnahmemenge (mittlere tägliche Menge und Jahresmenge), Art (zum Beispiel Brunnen) und Verwendungszweck (zum Beispiel Trinkwasser, baubedingte Grundwasserabsenkung), technische Angaben.
	2.6 Bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen:
	Angaben zum Betreiber, zum Standort und zur Abgrenzung der Anlage, zu den wassergefährdenden Stoffen, mit denen in der Anlage umgegangen wird, zu bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweisen sowie zu den technischen und organisatorischen Maßnahmen, die für die Sicherheit der Anlage bedeutsam sind (Angaben nach § 28 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe).
	2.7 Bei Vorhaben in Überschwemmungsgebieten: 
	Angaben, die für die Entscheidung über die Ausnahmegenehmigung nach § 78 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes erforderlich sind.
	2.8 Bei Nutzung von Hochwasserschutzanlagen:
	Zustimmung des Unterhaltspflichtigen gemäß § 98 Absatz 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes.
	2.9 Bei Vorhaben in Wasserschutzgebieten: 
	Unterlagen für die Ausnahmegenehmigung nach § 52 Absatz 1 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes.
	3 Entscheidungen über Erlaubnisse nach § 20 in Verbindung mit § 9 und § 19 Absatz 1 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes
	3.1 Bei Zerstörung, Beseitigung oder Änderung eines Denkmals (ohne Bodendenkmal):
	3.1.1 Genaue Beschreibung des Denkmalbestandes und der Eingriffe unter Angabe von Materialien, Baupro-dukten und Farben sowie eine schriftliche Begründung für die Erforderlichkeit der Maßnahme,
	3.1.2 Zeichnungen des Denkmalbestandes und der Planung in einem zu bestimmenden Maßstab, gegebenenfalls Detailzeichnungen,
	3.1.3 Fotos oder eine fotografische Erfassung des Denkmals mit Detailaufnahmen zu den vom Eingriff betrof-fenen Bestandteilen.
	3.2 Bei Zerstörung, Beseitigung oder Änderung eines Bodendenkmals:
	3.2.1 Beschreibung des Areals, des Zustands und des Eingriffs unter Angabe der Bautechnologie unter Bei-fügung einer schriftlichen Begründung für die Erforderlichkeit der Maßnahme,
	3.2.2 Kartierung der Erdeingriffe, auch im Zuge möglicher Ersatzmaßnahmen und Baustelleneinrichtungen.
	3.3 Bei Errichtung oder Veränderung einer baulichen Anlage in der Umgebung eines Denkmals:
	Fotos des Denkmals sowie der näheren Umgebung des Denkmals.
	4 Entscheidungen über Umwandlung von Wald in andere Nutzungsarten nach § 8 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg
	Beschreibung des Eingriffs sowie der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.
	5 Entscheidungen über Zustimmungen nach § 12 oder § 17 des Luftverkehrsgesetzes bei Vorhaben im Bauschutzbereich oder beschränkten Bauschutzbereich
	Koordinaten des Bauvorhabens und Gesamthöhe der baulichen Anlage.
	6 Entscheidungen zur Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen gemäß § 22 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bei der Errichtung von Luft-Wärmepumpen
	6.1 Vollständige Beschreibung des Luft-Wärmepumpen-Vorhabens, welches im Rahmen des Bauvorhabens realisiert werden soll, einschließlich technischer Datenblätter des Herstellers sowie einer planzeichne-rischen Darstellung der Hauptabstrahlrichtung des stationären Gerätes und Erläuterungen zu den Maßnahmen zur Vermeidung der Übertragung von tieffrequenten Schwingungen/Geräuschen.
	6.2 Angabe von Lage und Abständen des Luft-Wärmepumpen-Vorhabens innerhalb des Bauvorhabens (Aufnahme in die Planzeichnungen) und zu schutzbedürftigen Nutzungen in der Nachbarschaft (Aufnahme in den objektbezogenen und den amtlichen Lageplan), gegebenenfalls Beschreibung der Art dieser schutzbedürftigen Nutzungen (schutzbedürftige Räume, wie Wohn- und Schlafräume, Kinderzimmer, Gästezimmer und –  in der Regel mit Schutzbedürftigkeit nur am Tage – Arbeitsräume, Unterrichtsräume, Seminarräume, Büroräume einschließlich Terrassen/Balkone sowie unbebaute Flächen, auf denen nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen errichtet werden dürfen).
	6.3 Festlegungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung des Gebietes, in dem das Bauvorhaben realisiert werden soll, sowie gegebenenfalls abweichende Festlegungen innerhalb des Einwirkbereiches des Luft-Wärmepumpen-Vorhabens, soweit nicht bereits im Rahmen der Bauvorlage nach Abschnitt 2 der Brandenburgischen Bauvorlagenverordnung vollständig dargestellt.
	6.4 Beschreibung weiterer Geräuschquellen im Einwirkbereich des Luft-Wärmepumpen-Vorhabens (Vorbe-lastung durch Geräusche erzeugende Anlagen und stationäre Geräte und Maschinen, wie zum Beispiel Klimageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte oder Mini-Blockheizkraftwerke, einschließlich deren Lage und Abstände zum Luft-Wärmepumpen-Vorhaben).
	Hinweis: 
	Der Einwirkbereich bei üblicherweise im Zusammenhang mit Einfamilienhaus-Bauvorhaben zu beurtei-lenden Luft-Wärmepumpen kann in Reinen Wohngebieten bis zu 60 Meter, in Allgemeinen Wohngebieten bis zu 40 Meter und in gemischten Bauflächen bis zu 25 Meter betragen. Soweit innerhalb des Einwirk-bereichs konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Geräuschimmissionen weiterer ähnlicher stationärer Geräte (auch Klimageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Mini-Blockheizkraftwerke) oder weitere Anlagen, für die die TA Lärm gilt, vorhanden sind beziehungsweise hinzutreten, werden diese – wenn eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte absehbar ist – der Vorbelastung zugerechnet. 
	Von der Vorlage von detaillierten Angaben durch den Antragsteller zur Ermittlung der Vor-, Zusatz- und Gesamtbelastung wird abgesehen, wenn das zu beurteilende stationäre Gerät nur insoweit zur Gesamtbe-lastung beiträgt, wie seine Zusatzbelastung in Bezug auf eine absehbare Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach Nummer 6 TA Lärm als nicht relevant anzusehen ist. Nach Nummer 4.2 Buchstabe c in Verbindung mit Nummer 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm ist dies in der Regel der Fall, wenn die Zusatzbe-lastung die Immissionsrichtwerte um 6 Dezibel unterschreitet.
	Die Einhaltung des dies gewährleistenden Mindestabstandes ist Gegenstand der immissionsschutzrecht-lichen Prüfung des Luft-Wärmepumpen-Vorhabens. Wird dieser Mindestabstand im Einzelfall unter-schritten, sind durch den Antragsteller für die abschließende Prüfung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen gemäß § 22 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes detaillierte Angaben zur Ermittlung der Vor-, Zusatz- und Gesamtbelastung vorzulegen. Alternativ bleibt dem Antragsteller eine Modifizierung des Vorhabens unbenommen, so dass der oben erläuterte Mindestabstand eingehalten wird.
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